
Interkommunale Zusammenarbeit 
bei der 

Stadt Paderborn



Stadtverwaltung Paderborn – Rahmendaten

• Dienstleistungen für ca. 152.000 Einwohner*innen

• Nach der Stadt Neuss die größte kreisangehörige Stadt in NRW

• ca. 2.700 Beschäftigte (Kernverwaltung und Eigenbetriebe)

• „Spezialisierung“ von Beschäftigten in vielen Aufgabenbereichen aufgrund 
entsprechend hoher Fallzahlen bzw. Vorgänge

• IKZ erfolgten bisher auf Nachfrage, kein offensives „Angebot“

• bisher „stellenplanneutral“



Schritte zur interkommunalen Zusammenarbeit

• Erste Kontaktaufnahme und Absprache
• Abschätzung des Aufwandes
• Prüfung der Kapazitäten
• Definition der Abläufe/Feinabstimmung
• Vertragsentwürfe (örV)/Abstimmung
• Beidseitige Ratsbeschlüsse
• Unterzeichnung durch die BGM
• Vorlage bei der Aufsichtsbehörde und Genehmigung
• Veröffentlichung im Amtsblatt
• Aufnahme der Tätigkeiten
• Laufende Abrechnung
• (Beendigung) 



Presse zur Interkommunalen Zusammenarbeit

Westfalen-Blatt vom 27.12.2018



Beispiele für praktizierte interkommunale Zusammenarbeit

Interkommunale Zusammenarbeit nach 
dem Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW)

Gemeinsame Auftragsvergabe nach der 
Vergabeordnung (VgV)



Zusammenarbeit nach dem GkG

§ 23 GkG
Leistungen aufgrund 
öffentlich-rechtlicher 

Vereinbarungen

§ 23 II Satz 1 GkG
Delegierende

öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung 

Zuständigkeit geht 
vollständig auf den 
Auftragnehmer über

Pflicht zur rechtssicheren 
Abwicklung und Haftung 

beim Auftragnehmer

§ 23 II Satz 2 GkG
Mandatierende

öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung

Zuständigkeit verbleibt 
beim Auftraggeber

Pflicht zur rechtssicheren 
Abwicklung und Haftung 

beim Auftraggeber



Beispiele für IKZ bei der Stadt Paderborn

• Durchführung von Vergabeverfahren durch die Zentrale Vergabestelle für 
die Städte Bad Lippspringe und Lichtenau sowie für die Gemeinde Borchen
Anfrage der Stadt Bad Driburg

• Prüfungen von Vergaben durch die Rechnungsprüfung für die 
Landesgartenschau GmbH Bad Lippspringe (bis 2019)

• Übernahme der zentralen Telefonannahme und Vermittlung durch das 
Telefonische Service Center (TSC) für die Stadt Lichtenau und die 
Gemeinde Hövelhof

• Stellenbewertungsverfahren für die Stadt Büren

• Betrieb eines Stadt- und Kreisarchivs mit dem Kreis Paderborn



Beispiele für gemeinsame Auftragsvergabe nach VgV

• Gemeinsame Ausschreibung der Druckmaschinen für die Hausdruckereien 
von Kreis und Stadt

• Beschaffung von Büropapier in Kooperation mit der Stadt Bielefeld



Aufgeworfene Fragen

• Abgleich bzw. Anpassung der betroffenen Prozesse
• Kostenerstattung/Kostendeckung/Preisermittlung (KGSt)
• Steuerpflicht nach § 2b UStG (Vorbehalt ist in den Vereinbarungen enthalten)
• Prüfung der vorhandenen Kapazitäten
• Keine zusätzlichen Stellen im Stellenplan
• Interner Verwaltungsaufwand bei der örV-Vertragsabwicklung 

(Kostenrechnung/Rechnungsprüfung)
• Sonstige Rechtsfragen



Vielen Dank 
für Ihre 

Aufmerksamkeit!
Haben Sie Fragen?


